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Sieht seine Partei weiter wachsen: Linken-Chef Oskar Lafontaine
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Hessen
Über Monate werkelten SPD, Grüne und Linkspartei 
nach den Wahlen 2008 an einer Zusammenarbeit im 
Wiesbadener Landtag, die erste überhaupt im Wes-
ten. Eine Mischung aus handwerklichen Fehlern, öf-
fentlichem Gegenwind und innerparteilichen Hecken-
schützen machte dem Versuch ein Ende. Dabei hatte 
auch im Osten die kleine Serie rot-roter Bündnisse 
mit einer Tolerierung begonnen. Daraus wird in Hes-
sen nun erst einmal nichts. Roland Koch bleibt nach 
dem 18. Januar CDU-Ministerpräsident. In Umfragen 
kommen SPD und Grüne zusammen nicht einmal auf 
40 Prozent, die Linkspartei muss um einen erneuten 
Einzug fürchten. Mitte-Linke-Prognose: bitter kalt.

Bundespräsident
Die Zusammensetzung der Bundesversammlung, die 
am 23. Mai das Staatsoberhaupt bestimmt, steht 
erst nach der Wahl in Hessen fest. Die Mehrheitsver-
hältnisse werden da aber allenfalls gefestigt: Zählt 
man zu den Sitzen von Union und FDP noch die der 
Freien Wähler dazu, liegt das »bürgerliche Lager« 
schon jetzt vorn. Horst Köhler wird Bundespräsident 
bleiben, die SPD-Kandidatin Gesine Schwan müsste 
selbst mit den Stimmen der Linken auf ein Wunder 
hoffen. Und Peter Sodann darf weiter schauspielern. 
Mitte-Links-Prognose: Das Signal für eine neue Kon-
stellation im Bund wie 1969 bei Gustav Heinmanns 
Wahl bleibt aus.

Europawahl
Als vor ein paar Monaten europaweit die Bürger be-
fragt wurden, ob sie denn wüssten, wann das nächste 
Mal die Wahlen zum Europäischen Parlament statt-
finden, lagen gerade einmal vier Prozent richtig: am 
7. Juni. Wie gering das Interesse ist, zeigt auch die 
stetig zurückgehende Wahlbeteiligung, die beim letz-
ten Urnengang 2004 gerade noch 43 Prozent betrug. 
Angesichts ihrer eher mageren Ergebnisse damals 
können zumindest SPD und Linkspartei mit leichten 
Verbesserungen rechnen, die Grünen müssen eher 
Verluste fürchten. In Straßburg sind die drei deut-
schen Parteien Mitglied in jeweils eigenen Europa-
Fraktionen. Mitte-Links-Prognose: keine.

Sachsen
Ergebnisse der neunziger Jahre, als die CDU in Sach-
sen fast 60 Prozent erreichte, sind heute nicht mehr 
denkbar. Wenn am 30. August der Dresdner Landtag 
neu besetzt wird, dürfte die Union dennoch an der 
Macht bleiben. Ob erneut in großer Koalition oder in 
einem schwarz-gelben Bündnis, das wird sich zeigen. 
Eine rot-grün-rote Alternative ist in Sachsen wie kaum 
anderswo unwahrscheinlich, was nicht nur arithme-
tische Gründe hat. SPD und Grüne haben hier be-
sonders stark von der Wendezeit geprägte Wurzeln, 
eine Kooperation mit der als SED-Nachfolgerin ange-
sehenen Linkspartei halten viele für unvorstellbar. 
Mitte-Links-Prognose: unwahrscheinlich.

Saarland
Was in Hessen scheiterte, könnte im Saarland nach 
dem 30. August wieder auf die Tagesordnung rücken: 
Eine rot-rote Kooperation im Westen. Mit geringerem 
Knirschen im Parteiengebälk ist aber auch an der 
Saar nicht zu rechnen. Heiko Maas (SPD) und Oskar 
Lafontaine (Linke) trennen dabei die Enttäuschungen 
einer gemeinsamen Vergangenheit. In Umfragen lie-
gen beide Parteien Kopf-an-Kopf, was die Frage auf-
wirft, ob Sozialdemokraten einen linken Landesvater 
ertragen. Die SPD muss sich entscheiden: Entweder 
mit Rot-Rot die CDU abzulösen oder kurz vor der Bun-
destagswahl in eine große Koalition zu gehen. Mitte-
Links-Prognose: Wo im Westen, wenn nicht hier?

Thüringen
Was im Saarland ein enges Rennen zwischen SPD 
und Linkspartei werden könnte, ist in Thüringen am 
30. August ein Wettkampf zwischen CDU und Linken. 
Die Sozialdemokraten liegen seit dem Sommer 2007 
klar zurück. Angesichts der rechnerischen Möglichkeit 
von Rot-Rot erhebt die SPD auch hier die Forderung, 
keinen linken Ministerpräsidenten gewähren zu lassen 
– es bliebe dann aber nur die Juniorpartnerschaft mit 
der CDU. Das Problem ist wie im Saarland der Zeit-
punkt der Wahl: Wenn die Entscheidung über eine von 
der Linkspartei geführte rot-rote Koalition bis nach der 
Bundestagswahl hinausgezögert wird, könnte deren 
Chancen steigen. Mitte-Links-Prognose: Warm.

Brandenburg
Eigentlich dürfte diese Koalition keine offene Frage 
sein: eine starke SPD und eine etwas weniger star-
ke Linkspartei, die auch noch realpolitisch eingefärbt 
ist. Das war aber auch 2004 schon so – und doch 
entschieden sich die Sozialdemokraten damals für 
eine Koalition mit der CDU. Er kämpfe nicht für eine 
Konstellation, sondern für die Ziele der SPD, sagt 
Ministerpräsident Matthias Platzeck heute mit Blick 
auf die Wahl am 27. September. Das Bündnis mit der 
CDU war für seine Partei nicht immer einfach, aber 
dasselbe würde wohl auch für eine Linke unter Oskar 
Lafontaines Aufsicht gelten. Mitte-Links-Prognose: 
Potsdam wird trotzdem rot-rot.

Bundestag
Wenn fast alle in Union und SPD lauthals wünschen, 
die große Koalition möge nach dem 27. September 
Geschichte sein, sollte man auf jene leisen Töne hö-
ren, die eine Fortsetzung des Bündnisses als möglich 
bezeichnen. Zwar liegt Schwarz-Gelb derzeit in Um-
fragen vorn, das war aber auch 2005 der Fall und es 
reichte am Ende trotzdem nicht. Für eine Ampel oder 
Jamaika könnte die Zeit, die Parteien brauchen, um 
sich auf grundlegend veränderte Mehrheitsverhält-
nisse einzustellen, noch nicht reif genug sein. Und 
ein Bündnis aus SPD, Grünen und Linkspartei wird 
von allen Beteiligten derzeit ausgeschlossen. Mitte-
Links-Prognose: frühestens beim nächsten Mal.

Wir warten, bis die SPD  
das Fünf-Parteien-System versteht
Im Gespräch n  Der Linkspartei-Vorsitzende Oskar Lafontaine über Massenvernichtungswaffen an den Börsen, 
die Vorteile der Opposition und Willy Brandts Diktum vom Krieg als Ultima Irratio

FREITAG: Peer Steinbrück wird ne-
ben der Kanzlerin am meisten für das 
Krisenmanagement der Regierung kri-
tisiert. Sie waren selbst einmal Finanz-

minister und auch kein Liebling der Medien. 
Entwickelt man da so etwas wie kollegiales 
Mitgefühl?

OSKAR LAFONTAINE: Nein, Peer 
Steinbrück vertritt eine völlig andere Politik, 
für die kann ich kein Verständnis aufbringen. 
Wer in der jetzigen Lage immer noch sparen 
will, erhöht die Arbeitslosigkeit und wird bei 
noch größeren Schulden landen.

Sie haben sich seinerzeit mit Forderungen 
nicht durchsetzen können, die heute auch von 
Ihren damaligen Kritikern kommen. Wäre die
gegenwärtige Krise zu verhindern gewesen?

Ja. Meine drei Hauptforderungen waren 
die Stabilisierung der Wechselkurse, um den 
Hauptteil der weltweiten Spekulation einzu-
dämmen, eine schärfere Kontrolle des Kapi-
talverkehrs und die Stilllegung von Steuer-
oasen. Wäre das erfüllt worden, hätten wir 
heute eine ganz andere Situation. Allerdings 
gab es damals Verbriefungen und Kredit-
versicherungen noch nicht. Solche Papiere 
– Massenvernichtungswaffen, wie Warren 
Buffet sie genannt hat – gehören verboten.

Gibt es Politiker, die Ihnen heute sagen, Sie 
hatten damals recht?

Nein, das würde mir nichts bringen und 
den Betroffenen nicht helfen.

Sie haben in einer Bundestagsdebatte über 
das Rettungspaket für die Banken gesagt, die 
Vorschläge der Linken würden jetzt so schnell 
aufgegriffen, dass man kaum noch nachkom-
me. Profitiert ihre Partei von der Krise?

Die Politik, die wir fordern, findet vor 
allem im Ausland statt, wo Banken teilver-
staatlicht und große Konjunkturprogramme 
aufgelegt werden. In Deutschland wird eher 
darüber geredet. Spätestens im Frühjahr wer-
den immer mehr Menschen erkennen, dass
Frau Merkel und Herr Steinbrück mit der 
Krise überfordert und unsere Vorstellungen 
die richtigen sind.

Bisher schlägt sich das in Umfragen nicht 
nieder. Bei Forsa hatten Sie zuletzt sogar vier 
Prozent verloren.

Andere Institute sehen uns bei 12 bis 14 
Prozent. Entscheidend ist, was uns die Wäh-
ler zutrauen. Gerade gab es eine Umfrage, in 
der die Linkspartei bei der Frage an der Spit-
ze stand, welche Partei künftig an Bedeutung 
gewinnt. Wir werden 2009 weiter wachsen.

Was erwarten Sie vom angekündigten zwei-
ten Konjunkturpaket der Bundesregierung?

Dass mehr Geld ausgegeben wird. Deutsch-
land liegt fast überall zurück. Um zum Bei-
spiel die Infrastruktur-Ausgaben auf das 
durchschnittliche Niveau der EU-Staaten zu 
heben, müssten 25 Milliarden Euro investiert 
werden – und das jährlich. Dasselbe gilt für 
die Bildung. Zusammen wären das 50 Mil-
liarden Euro. Die Binnennachfrage müsste 
mit einer anderen Lohnpolitik unterstützt 
werden. Wir plädieren für einen gesetzlichen 
Mindestlohn, eine um vier Prozent höhere
Rente und auf 435 Euro angehobene Hartz-
IV-Sätze. Außerdem muss die Entstaatli-
chung des vergangenen Jahrzehnts gestoppt
werden. Hätten wir heute noch das staatliche 
Ausgabenniveau von 2000, würden 118 Mil-
liarden Euro pro Jahr mehr fließen.

Besteht nicht die Gefahr, den Staat zu über-
fordern?

Nur durch die verantwortungslosen Zocker,
weil niemand weiß, in welchem Ausmaß das 
bereitgestellte 480-Milliarden-Paket für die 
Banken in Anspruch genommen wird und was 
davon wieder an den Staat zurückfließt. Den-
noch darf man nicht nur den Banken helfen. 
Wir brauchen jetzt auch einen Schutzschirm 
für die Beschäftigten. Dazu gehören ein Verbot
der Leiharbeit und eine deutliche Einschrän-
kung von befristeten Arbeitsverträgen. Und es 
gehören die angesprochenen staatlichen Aus-
gaben dazu. Die Linke ist die einzige Partei, die
dazu eine redliche Finanzierung vorschlägt. 
Wir wollen konjunkturunempfindliche Ab-
gaben wie die Vermögensteuer, die Erbschaft-
steuer und die Börsenumsatzsteuer erhöhen. 
Würde man unsere Steuer- und Abgabenquo-
te so auf den EU-Durchschnitt heben, könnte 
man Mehreinnahmen von 100 Milliarden Euro 
pro Jahr erzielen.

In wenigen Tagen wird abermals in Hessen 
gewählt. Ein Wiedereinzug der Linken in 
den Landtag ist unsicher. Ist Ihre Partei ein 
Opfer der SPD-Krise?

Ich erwarte, dass die Linkspartei in Hessen 
besser abschneidet. Ich hoffe auf die Wähle-
rinnen und Wähler, die von der Unzuverläs-
sigkeit der hessischen SPD enttäuscht sind.

Nach der Hängepartie mit dem Tolerie-
rungsmodell könnten Wähler eine Stimme 
für die Linkspartei aber als verloren betrach-
ten, weil keiner mehr eine Kooperation mit 
Ihnen anstreben wird.

In Hessen ist die Wahl der Linken die einzi-
ge Gewähr für die Abwahl von Roland Koch 
und für eine soziale Politik. SPD und Grüne 
sind in dieser Frage nicht mehr verlässlich. 
Eine Stimme für die Linke ist auch noch aus 
einem anderen Grund niemals verschenkt: 
Wir haben auf Bundesebene für gesellschaft-
liche Mehrheiten gesorgt, etwa beim Min-
destlohn. Eine Oppositionspartei, die über-
zeugend argumentiert, entfaltet eine größere 
Wirkung als eine Regierungspartei, die sich 
von Kompromiss zu Kompromiss hangelt 
und dabei ihr Profil verliert.

Im Saarland spielen Sie nicht auf Platz, son-
dern auf Sieg. Wird es 2009 die erste rot-rote 
Landesregierung im Westen geben?

Das vermag ich nicht einschätzen, weil die 
SPD ein großer Risikofaktor ist und keine 
Strategie hat – siehe Hessen. Und wenn nun 
in Thüringen und im Saarland SPD-Nach-
wuchspolitiker erklären, sie würden nur 
dann mit der Linkspartei zusammenarbei-
ten, wenn sie den Ministerpräsidenten stel-
len, kommt darin ein Politikverständnis zum 
Ausdruck, bei dem nicht mehr Inhalte zählen,
sondern Karrierewünsche. Die Linkspartei
muss also abwarten, bis die SPD das Fünf-
Parteien-System akzeptiert und versteht. Es 
gilt, wir dürfen uns nur dann an Regierungen 
beteiligen, wenn unser Profil gewahrt bleibt, 
das heißt: keine weitere Privatisierung, kein 
Personalabbau im öffentlichen Dienst, keine 
weitere Kürzung sozialer Leistungen.

Die Nichtakzeptanz des Fünf-Parteien-Sys-
tems durch die SPD hat viel mit Ihrer Person 
zu tun.

Diese Vorbehalte kenne ich natürlich, kann 
sie aber nicht ernst nehmen. Ich würde mich 
selbst mit Müntefering sofort an einen Tisch 
setzen, wenn dadurch die Rentenformel wie-
der hergestellt würde.

Nun hat die SPD seit 1998 mehr als 200.000 
Parteimitglieder verloren, warum gehen da-
von nur einige tausend in die Linkspartei?

Was hat die Finanzmärkte und die 
produzierende Wirtschaft so tief 
erschüttert? Wie kann die Doppel-
krise gedeutet werden? Gewerk-

schafter, Manager und Politiker haben jeder 
für sich klare Antworten auf diese Fragen. 
Aber keine davon ist bisher so stark, dass 
sie »herrscht« und die öffentliche Debatte 
prägt.

Die einen sagen: Wir haben es mit einer 
Zeitenwende zu tun. Erst ist der Realsozia-
lismus untergegangen und nun der Markt-
radikalismus; der eine ist an der Frage der 
Demokratie und der andere an der sozialen 
Frage gescheitert. Die anderen sagen: Wir ha-
ben es im Kern mit einer klassischen Über-
produktionskrise zu tun. Marktradikale zu-
cken lakonisch mit den Schultern und sagen, 
das wird sich wieder einrenken. Geschulte 
Marxisten sehen Verwerfungen voraus. Da-
zwischen liegen viele Varianten. Der Kampf 
um die Deutungshoheit ist noch lange nicht 
entschieden.

Was macht diese doppelte Krise aus? Sie ist 
jedenfalls mehr als eine Wirtschaftskrise. Der 
Marktradikalismus der letzten Jahrzehnte 
hat nicht nur die öko-
nomischen Regeln auf 
den Kopf gestellt, er 
hat auch die Köpfe vie-
ler Menschen erobert. 
Es wurde nicht gewirt-
schaftet, um Gewinn 
zu erzielen. Es wurde 
vorher eine Maximal-
Rendite festgelegt und 
dann so gewirtschaftet, 
dass sie erreicht wird. 
Der republikanische 
Bürger verschwand 
nach und nach in der 
Figur des Unternehmers, des Kunden und 
des Konkurrenten. Politik wurde zum Voll-
strecker von betriebswirtschaftlichen Sach-
zwängen, Demokratie zur Bürokratie. Der 
Marktradikalismus, der sich bisher nur bla-
miert und noch nicht abgedankt hat, war und 
ist also mehr als eine verwerfliche Art von 
Wirtschaften, er ist eine Lebens- und Denk-
form. Mit einer Unbeirrbarkeit durchgesetzt 
von wirtschaftlichen und politischen Eliten, 
die denen von fanatischen Glaubenskriegern 
gleichkommt. Insofern haben jene recht, die 
diese Krise als eine im Kern geistige Krise 
charakterisieren. Zu ihrer Bewältigung ge-
hören mehr als nur Investitionen und neue 
Eigenkapitalquoten für Banken. 

Die gegenwärtige Krise kann als Folge an-
haltender Ungerechtigkeiten gedeutet wer-
den. Mit der (Teil-)Privatisierung der Sozial-
systeme, Renditewahn und Steuersenkungen 
einerseits und der Zunahme von Dumping- 
und Niedriglöhnen andererseits floss immer 
weniger Geld in öffentliche und immer mehr 
Geld in wenige private Hände, von dort an 
die Börsen, wo es rentierliche Anlagen such-
te und zunehmend keine fand, weshalb neue 
riskante Finanzprodukte erfunden wurden. 
Wenn das die Ursache ist, dann ist die Wie-
derherstellung von materieller Gerechtigkeit 

das beste Krisenmanagement. Und wenn 
Gerechtigkeit die Antwort ist, dann steht das 
Ziel fest: Es geht um eine Politik der Rück-
verteilung; von oben nach unten, von den 
privaten in die öffentlichen Hände.

Besteuerte man Millionäre  mit einem Pro-
zent höher, dann würden pro Jahr knapp 20 
Milliarden Euro mehr in die öffentlichen 
Kassen fließen. Wäre das die Sofortmaßnah-
me, um die Schäden der jetzigen Krise von 
den Richtigen und nicht von der Mehrheit 
bezahlen zu lassen, so böte das von Attac 
und der Gewerkschaft Verdi vor Jahren aus-
gearbeitete Konzept der solidarischen Ein-
fachsteuer die Grundlage für ein künftiges 
gerechtes Steuersystem.

Die Doppelkrise weist jedoch noch eine Be-
sonderheit auf. In ihrem schrillen Licht glän-
zen die aktuellen (Krisen-)Instrumente nicht, 
die bei den Linken so beliebt sind. Vielmehr 
wirken sie matt und stumpf. Daran ändert 
sich auch nichts, wenn heute überwältigende 
Mehrheiten, einschließlich der vereinigten 
Marktradikalen von Gerhard Schröder bis 
Josef Ackermann, für Konsumgutscheine, 
Investitionsprogramme, Verschrottungs-
prämien und vieles mehr plädieren. Zu groß 
ist die Gefahr, damit große Enttäuschungen 
zu produzieren. Was ist, wenn der Staat alle 
Vorschläge umsetzt – und alles weniger wirkt 
als erhofft? Dann sind die Marktradikalen 
wieder fein raus und die Anhänger von Staat 
und Keynes kauern im tiefen Glaubwürdig-
keitsloch.

Deshalb sollte die Linke – ob Anhänger der 
Linkspartei, der Grünen, der SPD, der Ge-
werkschaften, von sozialen Verbänden, der 
christlichen Soziallehre – um ihrer Glaub-
würdigkeit willen offen über die engen Gren-
zen dieser Strategie reden.

Grenze eins: Wird eine solche Politik nati-
onalstaatlich organisiert, dann wirkt sie viel 
weniger als noch vor zwei Jahrzehnten. Das 
heißt, sie entwickelt nur ihre Kraft, wenn sie 
mindestens im Rahmen der Europäischen 
Union umgesetzt würde.

Grenze zwei: Es dürfen nur die Investi-
tionen und Konsumausgaben gefördert 
werden, die zugleich die andere Krise, die 
Klimakatastrophe, nicht mehren, sondern 
mildern. Die Zeiten, in denen Investitionen 
in Beton und Asphalt per se als Lösung und 
nicht als Problem galten, sind vorbei. Es 
trägt nicht weit, wenn bedeutende Teile der 
Linken – beispielsweise die IG Metall und 
ihr verbundene Politiker – für eine Subven-
tionierung der Automobilindustrie fechten, 
die längst zum Dinosaurier der Industriege-
sellschaft geworden ist. Öffentliche Finanz-
mittel sollten strikt nur in Investitionen 
und Konsum fließen, die unzweideutig den 
sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft 
befördern.

Grenze drei: Wir haben es in den hochpro-
duktiven Industriestaaten im Kern mit einer 
klassischen Überproduktionskrise zu tun. Ei-
nerseits sind viele Menschen zu arm, als dass 
sie auch mit Hilfe des Staates nennenswert 
mehr konsumieren können. Andererseits be-
sitzt die obere Hälfte der Gesellschaften alles. 

Wolfgang Storz

Schön praktisch
Über Parteigrenzen hinweg  n  Mindestlohn, Grundeinkommen 
und sozial-ökologische Infrastruktur – das müssten die Themen 
der deutschen Linken im Wahljahr sein

Tom Strohschneider

Humus
Mehrheiten  n  SPD-Linke 
und die rot-rote Option

Vor der Klausur der SPD-Spitze
in dieser Woche wurde ein Brief 
von sozialdemokratischen Partei-
linken bekannt, in dem diese eine 

Ausweitung der ohnehin gedrängten
Tagesordnungen verlangten: Man dür-
fe nicht nur über Wahlkampfstrategien 
und Krisenmanagement reden, sondern 
müsse auch die Fehler der Vergangen-
heit noch einmal zum Thema machen.
Darunter versteht die SPD-Linke ver-
ständlicherweise die Ablösung von 
Kurt Beck vom Parteivorsitz. Der er-
freut sich, zurück in Rheinland-Pfalz,
alter Beliebtheit und wird sich fragen, 
was er eigentlich falsch gemacht hat. 
War ihm die Öffnung gegenüber rot-
roten Bündnissen noch vorgeworfen 
worden, erklärt sein Nachfolger nun 
selbiges: Rot-Rot auf Landesebene sei 
möglich, sagt Franz Müntefering, ein 
sozialdemokratischer Ministerpräsident 
schließlich besser als keiner.

Dass Frank-Walter Steinmeier dar-
aufhin mit den Worten zitiert wurde, 
es gebe Länder, in denen die Links-
partei nicht koalitionsfähig sei, ist kein 
Widerspruch zu Müntefering, sondern 
bloß eine taktische Variante. Während 
der Vorsitzende die machtpolitische
Flanke besetzt, kümmert sich der SPD-
Spitzenkandidat um den Wahlkampf, in
dem die Sozialdemokraten das Milieu 
konservativer Arbeiter und Angestellter 
nicht vernachlässigen wollen, bei denen 
die aufgeregten Warnungen vor der 
bösen »SED-Nachfolgepartei« noch
ziehen. Auch kommt Steinmeier damit 
den Netzwerkern und Seeheimern ent-
gegen, die sich durch Einlassungen an-
geblicher »Vordenker« herausgefordert 
sehen könnten, den Streit um rot-rote 
Kooperationen wieder auf eine Weise zu 
führen, die der SPD zuletzt kaum dien-
lich war. Klaus von Dohnanyi etwa, den 
man auf der Parteiwebsite in der Liste
»wichtiger Politiker der SPD« vergeb-
lich sucht, hält »jede Koalition« mit 
der Linkspartei für einen »gravierenden
Fehler«. Und Wolfgang Clement, der 
bereits über eine neue sozialliberale Par-
tei orakelt, warf Müntefering vor, nun 
»die Grenze überschritten« zu haben.

Von Überschreitungen der Parteig-
renzen kann natürlich keine Rede sein. 
Versuche zum Beispiel, das Crossover-
Projekt der neunziger Jahre zwischen 
SPD-Linken, der PDS und Grünen zu 
reaktivieren, scheitern (wieder) an einer 
Erregungsökonomie, die jedes gemein-
same Abendessen zum Geheimtreffen
wider die Parteiräson macht und öffent-
liche Dementi provoziert. Der Sprecher 
der SPD-Linken Björn Böhning und 
der Berliner Linkspartei-Staatssekretär
Benjamin Hoff haben vor anderthalb 
Jahren in dieser Zeitung (Freitag 34/07) 
eine Rückkehr zu gemeinsamen pro-
grammatischen Gesprächen für wün-
schenswert gehalten, aber eingeräumt, 
dass »Regierungszeiten generell kein 
guter Humus für Debatten mit partei-
übergreifendem Charakter« sind. Für 
Wahlkampfzeiten gilt das umso mehr.

Auch die SPD-Linke glaubt nun aus 
Wettbewerbsgründen, die Linkspartei
deutlich als »populistisch« markieren zu 
müssen. Nicht koalitionsfähig, heißt die 
Devise. Stattdessen wird auf eine Reani-
mierung von Rot-Grün gesetzt, wobei 
aus mehrheitsarithmetischen Gründen
auch die Liberalen einbezogen werden 
sollen. SPD-Linke wie Ernst Dieter 
Rossmann tun die Frage der Koalitions-
varianten gern auch einmal als macht-
politische Zahlenspielerei ab; als einen
Streit, der den Sozialdemokraten nicht
viel gebracht habe – außer Schadenfreu-
de bei Merkel und Co.

Wenn aber linkssozialdemokratische 
Forderungen nicht nur Wahlkampfge-
klapper sein sollen, mit dem die SPD 
einen Ausweg aus der Umfrageschwä-
che zu finden sucht, dann wird die Par-
teilinke um eine Koalitionsaussage jen-
seits der Ampel nicht herumkommen: 
Gesetzlicher Mindestlohn, wirksame 
Vermögensteuer, echte Bildungsgerech-
tigkeit und so weiter ließen sich nur mit 
Grünen und Linkspartei durchsetzen. 
Warum sagt man das nicht? Die SPD-
Linke wird ihren Kurs der Re-Sozial-
demokratisierung der Partei nur glaub-
würdig vertreten können, wenn sie 
öffentlich eine machtpolitische Option
befürwortet, die mit ihren programma-
tischen Zielen in Einklang steht. n

Das liegt zum einen an der Enttäuschung,
wenn aktive SPD-Mitglieder erfahren muss-
ten, dass die Vorstände machen, was sie wol-
len. Da will man sich erst einmal überhaupt 
nicht mehr engagieren. Zum anderen gibt 
es den Vorbehalt, die Linke sei auch nicht 
besser als die anderen. Genau das müssen 
wir entkräften und halten uns deshalb strikt 
an zwei Prinzipien: Richtungsentscheidun-
gen müssen von den Mitgliedern getroffen 
werden. Und der zweite Grundsatz lautet, 
keine Gelder von Konzernen und Lobby-
Gruppen, damit wenigstens eine Partei im 
Parlament nicht im Verdacht der Käuflich-
keit steht.

Dass Sie im Bund nicht koalitionsfähig sind, 
wird von Ihren politischen Konkurrenten 
fast nur noch an Ihrer Außenpolitik, vor al-
lem der Ablehnung von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr, festgemacht. Würden Sie 
da Konzessionen machen im Interesse des so-
zialen Wandels?

Wir haben dazu eine klare Antwort. Was 
die SPD außenpolitisch will, heißt Bruch des 
Völkerrechts. Dazu kann ihr die Linke die 
Hand nicht reichen. Erst wenn die SPD das 
Völkerrecht wieder respektiert, kommt sie 
für uns als Koalitionspartner in Frage. Krieg 
ist kein Mittel der Politik.

Könnte es nicht ein außenpolitisches Über-
gangsprogramm geben, weil ein Abzug der 
Bundeswehr aus Afghanistan Zeit braucht 
und Vereinbarungen über das deutsche Enga-
gement bei ISAF verändert werden müssten?

Das Profil der Linken muss klar sein. Der 
Rückzug der Bundeswehr aus Afghanistan 
ist eine Voraussetzung, um über eine Koope-
ration auf Bundesebene auch nur nachzuden-
ken. Ich weise immer wieder darauf hin, dass 
der jetzige Kurs der SPD im krassen Wider-
spruch zur Politik Willy Brandts steht, der 
stets den Gewaltverzicht ins Zentrum seiner 
Politik gestellt und den Krieg als Ultima Ir-
ratio bezeichnet hat. In völliger Abkehr von 
der Nobelpreisrede Brandts, in der es 1971 
diese Formulierung gab, gilt für die SPD der 
Krieg heute wieder als Ultima Ratio.

Unlängst wurde einmal mehr über die zu-
künftige Zusammensetzung der Linkspartei-
Spitze spekuliert. Wie lange sind Sie noch
Vorsitzender?

Das hängt davon ab, wie lange die Mit-
glieder der Linken mir diese Verantwortung 
übertragen wollen, und auch davon, ob ich 
gesund bleibe.

Das Gespräch führten  
Lutz Herden und Tom Strohschneider

Es geht um 
Rückverteilung 
von oben nach 

unten, von 
privaten in 
öffentliche  

Hände

Auf langfristige Koalitionsaussagen will sich heute keine Partei mehr festlegen. 
Nur eine Farbvariante wird als Partner auf Bundesebene kategorisch 
ausgeschlossen: das Bündnis mit dem dunkelroten Oskar Lafontaine. So bleibt 
der Weg zu einer Mitte-Links-Option auf Bundesebene zumindest in diesem Jahr 
verbaut. Wie lange scheitert eine andere Politik an überholten Parteigrenzen?

Anders gesagt: Wenn weltweit die Produkti-
onskapazitäten der Autoherstellung halbiert 
werden, dann haben viele hunderttausende 
Menschen ihren Arbeitsplatz verloren; aber 
kein Bedürfnis bleibt deshalb unbefriedigt.

Angesichts dieser Fesseln und Grenzen 
rückt zwangsläufig eine vergessene Idee nach 
vorn: kürzere Arbeitszeiten, das Arbeitsvo-
lumen umverteilen. Das wiederum führt zu 
der Frage, wie sich ein solches Instrument so 
mit der sozialen Absicherung koppeln lässt, 
dass es auch leb- und finanzierbar wird? Die 
Periode, in denen kürzere Arbeitszeiten bei 
vollem Lohnausgleich gefordert werden, ist 
vorbei. Außerdem erzwingt die neue Arbeits-
welt andere Formen der sozialen Sicherung, 
das traditionelle Normalarbeitsverhältnis ist 
unter jüngeren Menschen bereits eine Rari-
tät, prekäre Jobs nehmen zu. So landen wir 
bei dem Konzept des Grundeinkommens, 
das ebenso viele Vorteile bietet, wie es grund-
sätzliche Vorbehalte überall, aber vor allem 
auch in der Linken hervorruft. 

Ist das Modell – zum Beispiel 750 Euro 
für jeden Erwachsenen, 250 Euro für jedes 
Kind – deshalb der falsche Weg? Nein. Fest 
verbunden mit einem Mindestlohn kann die 
Gefahr des Lohndumpings ausgeschlossen 
werden. Die Gesetze der Erwerbsgesellschaft 
bleiben in Kraft, wenn es mit der negativen 
Einkommenssteuer kombiniert wird. Wer 
arbeitet, verdient mehr als jene, die »nur« von 

Grundeinkommen leben. Je nach Höhe des 
Einkommens wird der Betrag der Grundsi-
cherung nach und nach »weg-besteuert«. So 
wird das Konzept finanzierbar, erhält doch 
nur eine Minderheit den vollen Betrag.

Was bietet die Idee mehr als andere Syste-
me? Mit ihr lässt die Gesellschaft endlich die 
enge Vorstellung von Arbeit als reiner Er-
werbsarbeit hinter sich. Erstmals würden alle 
Tätigkeiten honoriert und respektiert – auch 
Erziehung, Pflege, Familienarbeit. Da diese 
Arbeiten meist von Frauen geleistet werden, 

rückte die Gesellschaft 
mit dem Grundein-
kommen auch der 
Gleichberechtigung 
einen Riesenschritt 
näher. Der Zwang, 
jeden dreckigen Job 
anzunehmen, wird be-
trächtlich gemildert. 
Es würde ohne ent-
würdigende Prüfun-
gen ausbezahlt.

Das Grundeinkom-
men wäre eine Ant-

wort auf die neuen Unsicherheiten des Ar-
beitsmarktes: Teilzeitarbeit, befristete Jobs, 
Projektarbeiten. Die Übergänge von einer 
Lebensphase in die andere ließen sich mit 
weniger Verletzungen bewerkstelligen. Das 
Austarieren von Familie und Beruf wäre für 

Paare und alleinerzieher viel leichter mög-
lich. Zahlreiche Varianten von verkürzten 
erwerbsarbeitszeiten wären für viele ar-
beitnehmer auf diese weise überhaupt erst 
finanzierbar. mit anderen worten: diese art 
von Grundsicherung könnte kombinieren, 
was bisher gegeneinander ausgespielt wurde. 
Sie stärkt die Freiheit des einzelnen und zu-
gleich den Gedanken der gesellschaftlichen 
Solidarität. wer allerdings dem menschen 
nur Faulheit und Schlechtes unterstellt, wer 
denkt, der jeweils andere funktioniert nur 
unter druck und Zwang, der muss strikt da-
gegen sein. aus dieser Spannung rührt wohl 
das charisma dieser idee: Sie ist so schön 
praktisch, zugleich grundsätzlich und so ent-
waffnend naiv dem menschen zugewandt.

Gerechtigkeit als moralische und wirt-
schaftlich wirksame antwort auf die krise. 
mindestlohn plus sicheres Grundeinkom-
men plus soziale und ökologische öffentli-
che infrastruktur – das könnte im wahljahr 
2009 der Stoff für eine Themen-koalition der 
deutschen linken sein. einer linken, der es 
wichtiger ist, die idee einer neuen Politik für 
ein gerechtes leben zu entwickeln, denn auf 
überholte Parteigrenzen zu achten.

Zuletzt veröffentlichte Wolfgang Storz mit Hans-
Jürgen Arlt und Wolfgang Kessler: Alles Merkel? 
Schwarze Risiken. Bunte Revolutionen. Publik-
Forum Verlag, 253 S., 15,80 Euro.

Die linken 
Anhänger von 
Staat und Keynes 
müssen offen  
über die  
Grenzen ihrer  
Instrumente 
reden

Superwahljahr 2009 – das Mitte-Links-Barometer


